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Executive Summary

Mit diesem Positionspapier skizzieren wir Hand-
lungsspielräume, wie Pfl egearbeit in Deutschland 
neu ausgerichtet und verbessert werden kann. 
Nach einer Einleitung in die drängenden Frage-
stellungen der Pfl egepolitik ist es unter Punkt 
zwei unser Ziel, die aktuelle Situation der Pfl ege 
in Deutschland zu analysieren und eine Bestands-
aufnahme durchzuführen. Im darauf folgenden 
dritten Kapitel widmen wir uns den in dieser 
Analyse deutlich ablesbaren Mängeln des gegen-
wärtigen Pfl egesystems und nehmen die Bedarfe 

der Pfl egebedürftigen sowie der pfl egenden Ange-
hörigen, aber auch die prekären Arbeitsbedin-
gungen des Berufsfelds Pfl ege in den Blick. Auf 
Möglichkeiten, wie diese Problemlagen mit Mit-
teln der Pfl egepolitik behoben werden können, 
gehen wir im vierten Kapitel ein. Neben Maßnah-
men im Bereich der Qualifi zierung und Ausbil-
dung, der Haltung von und dem Werben um neue 
Arbeitskräfte befassen wir uns unter anderem mit 
der regionalen Ebene als wichtigem Handlungs-
feld gelingender Pfl egepolitik. 
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1. Einleitung

Deutschland hat im internationalen Vergleich 
ein explizit familienbasiertes Pfl egesystem (Heintze 
2012). Es geht von der Grundannahme aus, dass 
unbezahlte Pfl egearbeit – überwiegend von Frauen 
verrichtet – die stärkste Säule ist und bleiben wird. 
Die Pfl egeversicherung ist eine „Teilkaskoversiche-
rung“. Sie setzt voraus, dass ein großer Teil der 
Pfl egearbeit privat erbracht und fi nanziert wird, 
die Gesetzliche Pfl egeversicherung übernimmt 
 lediglich einen Rest. Als konservativer Wohl-
fahrtsstaat setzt die Bundesrepublik auf Subsi-
diarität: Der Staat leistet nur das, was die jeweils 
untere Ebene, in diesem Fall die Familie, nicht 
schafft. Abgesichert wird dieses System auch 
durch ein überholtes Ehemodell, das von einem 
Hauptverdiener und einer Zuverdienerin ausgeht. 
Letztere hat weniger Einkommen und steht da-
mit eher für die unbezahlte Pfl egearbeit zur Ver-
fügung. Parallel dazu ist die Pfl egebranche immer 
stärker in den Niedriglohnbereich abgedrängt 
worden. Arbeit in Teilzeit und ein vergleichsweise 
geringer Professionalisierungsgrad sind heute die 
Regel. Gerade angesichts der vielschichtigen 
 Herausforderungen, denen sich die Pfl ege in 
Deutschland gegenübersieht, hat dieses Modell 
keine Zukunft. 

Der demografi sche und soziale Wandel stellt 
das Pfl egesystem gleich vor mehrere miteinander 
verbundene Herausforderungen: So ist einerseits 
mit einem Anstieg der Anzahl pfl egebedürftiger 
Personen zu rechnen, während andererseits die 
Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte auf dem Ar-
beitsmarkt sinkt. Auch im privaten Bereich wer-
den in Zukunft weniger Angehörige die Pfl ege 
übernehmen. Aufgrund der wachsenden Erwerbs-
arbeit von Frauen und der veränderten Familien-
strukturen ist in Zukunft nicht mehr davon aus-
zugehen, dass sie die Hauptlast der häuslichen 
Pfl ege auf sich nehmen (können). In beiden Be-

reichen, dem professionellen und dem priva-
ten, mehren sich zudem die Hinweise auf eine 
Überforderung der Pfl egenden. Nicht zu überse-
hen sind darüber hinaus die Auswirkungen der 
Schwarzarbeit. Auf sie muss die Pfl egepolitik 
ebenfalls Antworten fi nden. Die wachsende An-
zahl von Pendelmigrantinnen, die in den Haus-
halten eine Pfl ege rund um die Uhr übernehmen, 
zeigt den enormen Bedarf für diese Art der 
 Ver sorgung. Die Lohn- und Arbeitsbedingungen 
 derer, die sie zurzeit leisten, sind allerdings  
äußerst prekär.

Die Pfl egebranche muss sich dem abzeich-
nenden Fachkräftemangel in der Altenpfl ege an-
nehmen. Als mögliche Maßnahmen werden hier 
zumeist arbeitsmarktpolitische Instrumente ge-
nannt, die zu einer besseren Nutzung des inlän-
dischen Fachkräftepotenzials beitragen sollen. 
Dazu gehören die Steigerung des Anteils an Voll-
beschäftigten, die Mobilisierung der stillen Reser-
ve, eine verbesserte Ausbildung oder die Verbes-
serung der Attraktivität des Pfl egeberufes und 
nicht zuletzt das Werben um männliche Arbeits-
kräfte. Darüber hinaus werden immer wieder 
Überlegungen angestellt, wie die Zuwanderung 
ausländischer Pfl egekräfte gesteigert werden kann. 

Unser Diskussionsbeitrag zur Bewältigung 
des Fachkräftemangels und der abnehmenden 
häuslichen Pfl egearbeit basiert auf einer besonde-
ren Perspektive. Das erfolgreiche, servicebasierte 
Pfl egesystem der skandinavischen Staaten dient 
uns dabei als Anhaltspunkt und Orientierung. Im 
Mittelpunkt unserer Überlegungen steht zum 
 einen die Frage, wie die Qualität der Versorgung 
Hilfebedürftiger verbessert werden könnte. Dabei 
nehmen wir den Wunsch der meisten Pfl ege-
bedürftigen ernst, in ihrer Häuslichkeit verblei-
ben zu wollen, und fragen nach dem Bedarf an 
unterstützenden Hilfen, und zwar unabhängig 
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von der Arbeit pfl egender Angehöriger. Vor die-
sem Hintergrund versuchen wir zum anderen, die 
beschäftigungspolitische Frage zu beantworten, 
ob für die so identifi zierten Hilfe- und Dienstleis-
tungsbedarfe auf einem (regionalen) Arbeitsmarkt 
einerseits die notwendigen qualifi zierten Fach-
kräfte bereitstehen, und andererseits, welchen 
Beitrag die Pfl egepolitik sowie regionale und be-
triebliche Akteure leisten können, um im regio-
nalen Kontext den zukünftigen Bedarf an Fach-
kräften zu befriedigen. Zu bewerten ist auch, 
 welche Fachlichkeit künftig gefordert sein wird. 
Dazu müssen die Unterstützungsbedarfe für die 
„unbezahlte“ und ehrenamtliche Pfl egearbeit aus-
gelotet werden. Es stellen sich folgende Fragen:

– Welche haushaltsnahen, personenbezogenen 
und pfl egerischen Dienstleistungen sind für 
ein selbstbestimmtes Leben älterer Menschen 
in der Häuslichkeit notwendig? 

– Wie können pfl egende Angehörige entlastet 
und unterstützt werden?

– Welche Anforderungen sollte der Pfl egemarkt 
erfüllen?

– Was kann regionale Beschäftigungspolitik tun, 
um entsprechende Angebote zu entwickeln?

– Welche betrieblichen Handlungs- und Gestal-
tungsmöglichkeiten können entwickelt wer-
den?

– Wie sind die politischen Rahmenbedingungen 
und die Finanzierung der Pfl ege auszugestal-
ten, um eine gute Versorgung und notwendige 
Beschäftigung zu sichern?

– Welche Aufgaben sollten Kommunen in Zu-
kunft erfüllen?
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2.1 Trägerlandschaft und betriebliche   
 Strukturen

Die Pfl egestatistik 2011 (Statistisches Bundesamt 
2013) zeigt ein deutliches Bild: Ende des Jahres 
2011 befand sich der weit überwiegende Teil der 
ambulanten Pfl egedienste in privater Hand. Le-
diglich 36 Prozent wurden von freigemeinnützi-
gen Trägern geführt, ein Prozent befand sich in 

öffentlicher Hand. Fast alle ambulanten Pfl ege-
dienste (97 Prozent) boten neben den Leistungen 
nach SGB XI (Pfl egeversicherung) auch häusliche 
Krankenpfl ege oder Hilfe nach dem SGB V (Ge-
setzliche Krankenversicherung) an. Im Schnitt 
betreute ein Pfl egedienst im Jahr 2011 47 Pfl ege-
bedürftige. Bei einem hohen Anteil der ambu-
lanten Pfl egebetriebe handelt es sich um Klein- 
und Kleinstbetriebe. 

2. Bestandsaufnahme: Wer pfl egt unter welchen Bedingungen?

Abbildung 1:

Ambulante und stationäre Pfl egedienste nach Trägern 2011

Quelle: Statistisches Bundesamt (2013): Pfl egestatistik 2011.
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2.2 Beschäftigte in der Pfl ege: 
 Weiblich, atypisch Beschäftigte,   
 differenzierte Tätigkeitsbereiche

Die Beschäftigten in der Pfl ege sind meist Frauen 
und werden im Vergleich zu anderen Branchen 
überdurchschnittlich häufi g teilzeitbeschäftigt. 
Zudem lässt sich eine Vielzahl atypischer Beschäf-
tigungsverhältnisse feststellen. 

Die Berufsbilder im Pfl egesektor sind durch-
aus differenziert: Neben den klassischen Gesund-
heits- und Krankenpfl egerinnen und der Fach-
kraft für Altenpfl ege fi ndet sich ein Kaleidoskop 
von Berufsabschlüssen. Dazu gehören Pfl egefach-
helferinnen und -helfer mit einer zweijährigen 
Ausbildung, Pfl ege- und Betreuungsassistentin-
nen und -assistenten nach § 87b SGB XI ebenso 
wie Berufspositionen, die mit Begriffen wie Alltags-
managerin und Alltagsmanager, Haus- und Alten-

pfl egerin und -pfl eger, Alltagsbetreuungskraft, Per-
sonenbetreuerin und Personenbetreuer beschrie-
ben werden.

Die Statistik zeigt, dass in allen aufgeführten 
Berufen überwiegend – in manchen Bereichen 
nahezu ausschließlich – Frauen arbeiten. Bemer-
kenswert ist, dass der Anteil von Männern bei 
pfl egewissenschaftlichen Abschlüssen mit rund 
30 Prozent vergleichsweise hoch ist.    

Viele Menschen mit einem Migrationshin-
tergrund haben in der Pfl ege eine Arbeit gefun-
den. Sie sind zu etwa 18 Prozent in der Altenpfl e-
ge als qualifi zierte Kräfte tätig, zu 21 Prozent als 
Pfl egehelferinnen und Pfl egehelfer beschäftigt, 
und bis zu 20 Prozent sind in den Serviceberei-
chen stationärer Einrichtungen zu fi nden. 

Migrantinnen arbeiten auch in der häus-
lichen Pfl ege: Es gibt eine große Gruppe von 
 Pendelmigrantinnen, die in der häuslichen Ver-

Tabelle 1:

Personal nach Beschäftigungsverhältnis und Tätigkeitsbereich (Stand Dez. 2011)

Beschäftigungsverhältnis Personal insgesamt Anteil (in %)

vollzeitbeschäftigt 79.755 27,4

teilzeitbeschäftigt 204.672 70,4

davon über 50 % 100.514 34,6

davon unter 50 %, aber nicht geringfügig   42.487 14,6

davon geringfügig beschäftigt   61.671 21,2

Praktikantinnen und Praktikanten, Schülerinnen und Schüler, Auszubildende     5.326 1,8

Helferinnen und Helfer im freiwilligen sozialen Jahr 460 0,2

Zivildienstleistende         64 0,0

Helferinnen und Helfer im Bundesfreiwilligendienst       437 0,2

Insgesamt 290.714 100,0

Überwiegender Tätigkeitsbereich

Pfl egedienstleitung   16.671 5,7

Grundpfl ege 204.795 70,4

hauswirtschaftliche Versorgung   38.092 13,1

Verwaltung, Geschäftsführung   14.144 4,9

sonstiger Bereich   17.012 5,9

Quelle: Pfl egestatistik 2011.
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1 Einige Schätzungen gehen deutlich darüber hinaus.

Tabelle 2:

Personal nach Berufsabschluss und Tätigkeitsbereich (Stand Dez. 2011)

Berufsabschluss
Personal 

insgesamt
Anteil 
(in %)

Weiblich 
(in %)

Vollzeit 
(in %)

Staatl. Anerkannte/-r Altenpfl eger/-in 59.736 20,5 85,4 37,2

Staatl. Anerkannte/-r Altenpfl egehelfer/-in 11.895 4,1 89,9 26,5

Gesundheits- und Krankenpfl eger/-in 80.280 27,6 88,2 32,9

Krankenpfl egehelfer/-in 13.038 4,5 89,1 24,5

Gesundheits- und Kinderkrankenpfl eger/-in 7.685 2,6 97,6 30,1

Heilerziehungspfl eger/-in, Heilerzieher/-in 1.222 0,4 80,9 27,7

Heilerziehungspfl egehelfer/-in 244 0,1 80,7 24,2

Heilpädagogin, Heilpädagoge 95 0 85,3 20,0

Ergotherapeut/-in 453 0,2 88,1 33,3

Physiotherapeut/-in 236 0,1 84,3 23,3

Sonstiger Abschluss in nichtärztlichen Heilberufen 3.909 1,3 94,0 19,3

Sozialpädagogischer/sozialarbeiterischer Berufsabschluss 1.447 0,5 82,2 30,9

Familienpfl eger/-in mit staatlichem Abschluss 1.571 0,5 97,5 23,9

Dorfhelfer/-in mit staatlichem Abschluss 126 0 98,4 19,0

Abschluss einer pfl egewissenschaftlichen Ausbildung 1.080 0,4 72,5 64,5

Sonstiger pfl egerischer Beruf 23.457 8,1 91,1 19,4

Fachhauswirtschafter/-in für ältere Menschen 860 0,3 98,0 18,6

Sonstiger hauswirtschaftlicher Abschluss 6.332 2,2 95,8 17,0

Sonstiger Berufsabschluss 57.485 19,8 87,0 16,8

Ohne Berufsabschluss/noch in Ausbildung 19.563 6,7 80,3 20,6

Insgesamt 290.714 100,0 87,6 27,4

Quelle: Pfl egestatistik 2011.

sorgung als Haushaltshilfen oder Betreuungs- 
und Pfl egekräfte einer Arbeit nachgehen, die viel-
fach auf prekären Arbeitsverhältnissen beruht. 
Diese Gruppe wird auf circa 115.000 Personen 
 geschätzt1 und stellt für die Versorgung älterer 
Menschen somit eine relevante Beschäftigten-
gruppe dar. Hinreichende Daten über ihren 
 Qualifi kationshintergrund und ihre konkrete 
 Arbeit gibt es nicht.

2.3 Pfl egende Angehörige und 
 Ehrenamtliche in der Pfl ege

Mit 70 Prozent wird der Großteil aller Pfl ege-
bedürftigen (1,76 Millionen) zu Hause gepfl egt, 
zwei Drittel von ihnen allein von Angehörigen. 
Der Umfang privater Pfl egearbeit für die Bedürf-
tigen ist erst seit Kurzem bekannt: Erste Analysen 
(Backes et al. 2008) zeigen, dass es sich dabei um 
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circa 4,9 Milliarden Stunden im Jahr handelt – 
ein Arbeitsvolumen, das in etwa 3,2 Millionen 
Vollerwerbsarbeitsplätzen entspricht. Backes Un-
tersuchung der Pfl egeversicherung zeigt zudem, 
dass viele Regelungen pfl egende Familienangehö-
rige voraussetzen und damit bei den herrschen-
den Geschlechterverhältnissen die geschlechtli-
che Arbeitsteilung zementieren.

Über die Geschlechterverhältnisse in der pri-
vaten Pfl ege wissen wir: Die private Pfl egearbeit 
wird überwiegend (zu zwei Dritteln) von Frauen 
geleistet. Die familiäre Verpfl ichtung als Partne-
rin, Tochter oder Schwiegertochter ist weitaus 
stärker als die der Männer, die vor allem als Part-
ner pfl egen. 
– Das Durchschnittsalter pfl egender Frauen liegt 

zwischen 50 und 60 Jahren, also noch in der 
erwerbsfähigen Lebensphase, das der Männer 
liegt bei 80 Jahren, also im Ruhestand (GEK-
Pfl egereport 2008: 69).

– Die enorm hohe Belastung von Frauen, die als 
Ehefrauen, Töchter, Schwestern oder Schwie-
gertöchter die Angehörigen pfl egen, führt häu-
fi g zu der Aufgabe oder Reduktion der Erwerbs-
arbeit: 60 Prozent aller pfl egenden Angehöri-
gen sind nicht erwerbstätig, 27 Prozent gaben 
ihre Erwerbsarbeit für die Pfl ege auf. Frauen ar-
beiten eher Teilzeit, um Erwerbsarbeit und 
Pfl egearbeit zu vereinbaren, als Männer.

– Pfl egende Angehörige haben ein stark erhöhtes 
gesundheitliches Risiko. So sind z. B. die Aus-
gaben der Betriebskrankenkasse von Siemens 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die pfl e-
gebedürftige Angehörige haben, um 18 Prozent 
höher als für die übrige Belegschaft. Pfl egende 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind drei -
mal häufi ger gefährdet, depressiv zu werden, 
als nicht pfl egende. Bei chronischen Krank-
heiten liegen Pfl egende um gut 50 Prozent 
über dem Durchschnitt aller Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter (Siemens Betriebskranken- 
kasse 2011). 
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3.1 Problemlagen aufgrund von Bedarfen   
 der Pfl egebedürftigen

Komplexe Bedarfe erfordern entsprechende 
Qualifi kationen 

Die Lebenssituation von älteren Menschen in 
 ihrer Häuslichkeit und im Übergang zu einer 
 stationären Versorgung ist komplex. Um dem 
Grundsatz „ambulant vor stationär“ gerecht zu 
werden, ist zu fragen, welche Dienstleistungen 
 ältere Menschen brauchen, damit sie in ihrer 
Häuslichkeit verbleiben und weiter am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben können. Grund-
sätzlich wird von einem zunehmend steigenden 
Bedarf an Hilfen bzw. Betreuungsdienstleistun-
gen für ältere Menschen ausgegangen. So erfor-
dert Gebrechlichkeit haushaltsnahe Dienstleis-
tungen, demenzielle Erkrankungen verlangen 
Tagesbegleitung, und Multimorbidität wiederum 
braucht spezielle Pfl egearbeit. In den vergange-
nen Jahren ist zudem der Bedarf nach gender-
sensibler Pfl ege immer deutlicher geworden: Nicht 
nur lange zurückliegende Gewalterfahrungen, ins-
besondere aus Kriegszeiten, machen spezielle Be-
handlungsformen notwendig. Es stellt sich auch 
die Frage gleich- oder gegengeschlechtlicher kör-
perlicher Pfl ege. Sexualität und Erotik im Alter 
sind keine Tabuthemen mehr, der richtige Um-
gang damit muss jedoch gelernt werden. Darüber 
hinaus ist mit einer steigenden Zahl pfl egebe-
dürftiger Migrantinnen und Migranten zu rech-
nen. Aus der Perspektive des Pfl egepersonals be-
deutet deren Betreuung eine neue Herausforde-
rung. Denn zumeist fehlt es hier an Wissen über 
den kulturellen Hintergrund und die spezifi schen 
Bedürfnisse von Migrantinnen und Migranten. 
Diese hingegen erleben diesen Mangel nicht sel-
ten als Diskriminierung. Infolgedessen kommt es 
zu Missverständnissen und falschen pfl egerischen 

Handlungsansätzen, die wiederum zu Barrieren 
in der häuslichen Versorgung und Betreuung 
werden können. Diese Fülle verschiedener, auch 
neuer Anforderungen, die sich bei der Pfl ege in 
Altershaushalten zeigt, erklärt, weshalb es nicht 
einfach ist zu defi nieren, welche Tätigkeiten und 
Qualifi kationen der Arbeitsmarkt bereithalten 
soll. Die Erbringung haushalts- und personen-
bezogener Dienstleistungen fi ndet zudem auf un-
terschiedlich stark regulierten Arbeitsmärkten 
statt, die Übergänge zur Schattenwirtschaft auf-
weisen.

Unfl exible Übergänge in teilstationäre/
stationäre Pfl ege

Kann das Leben in der Häuslichkeit für ältere 
Menschen nicht gewährleistet werden, steht die 
Entscheidung für eine stationäre Unterbringung 
an. Zwar kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht von 
einer Unterversorgung mit stationären Einrich-
tungen in den Bundesländern gesprochen wer-
den, aber es fehlen niedrigschwellige und fl exible 
Angebote sowie Tagespfl ege und Kurzzeitpfl ege 
im Übergang zwischen Häuslichkeit und statio-
närer Versorgung. Zwar zielt die Umsetzung des 
neuen Pfl egebedürftigkeitsbegriffes darauf ab, 
vorhandene Ressourcen zu stärken. Dennoch ist 
eine Heimunterbringung heute beinahe „endgül-
tig“. Eine auf die Stärkung bzw. Regeneration von 
Ressourcen ausgerichtete Pfl ege im Heim könnte 
hingegen eine Rückkehr in die eigene Häuslich-
keit möglich machen.

Leistungen sind nicht aufeinander 
abgestimmt

Die Versorgungsstrukturen und Unterstützungs-
leistungen für Altershaushalte sind umfangreich, 
aber häufi g nicht oder nur unzureichend auf-

3. Problemlagen 
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einander abgestimmt. Sofern Pfl egeleistungen in 
Anspruch genommen werden, basieren sie im 
Wesentlichen auf Leistungen aus den Sozial-
gesetzbüchern V, XI und XII (Sozialhilfe). Seit 
Einführung der Pfl egeversicherung wurde auf sich 
verändernde Bedarfe mit Ergänzungen reagiert.
 

Lücken der pfl egerischen Versorgung im 
Privathaushalt

Es kann davon ausgegangen werden, dass Ange-
hörige in Zukunft immer weniger Zeit zur Ver-
sorgung älterer Menschen haben und mit den 
zeitlichen und qualifi katorischen Anforderungen 
einer Pfl ege überfordert sein werden. Die häusli-
che Situation verschärft sich zudem dann, wenn 
selbst haushalts- und personenbezogene Dienst-
leistungen nicht mehr ausreichen, um die Selbst-
ständigkeit des älteren Menschen zu unterstüt-
zen. Hier zeigt sich zumeist, dass das in Deutsch-
land praktizierte „Standardmodell“ der Versor-
gung in Privathaushalten – ambulante Dienste in 
Verbindung mit pfl egenden Angehörigen – deut-
liche Grenzen aufweist bzw. für viele Altershaus-
halte an der Realität vorbeigeht. Besondere Pro-
bleme entstehen gerade dann, wenn eine volle 
pfl egerische Versorgung im Privathaushalt zu or-
ganisieren ist. Es ist eine Lücke in der Betreuung/
Pfl ege von hilfebedürftigen Menschen festzu-
stellen, sobald eine kontinuierliche Versorgung 
mit Alltagshilfen bis hin zu einer Rund-um-die-
Uhr-Betreuung in der eigenen Häuslichkeit ge-
fordert ist. Diese Betreuung umfasst in der Regel 
hauswirtschaftliche und personennahe pfl ege-
rische Leistungen. Dabei sind die Grenzen zwi-
schen den zu erbringenden Tätigkeiten fl ießend. 
Vor allem einkommensstärkere Bevölkerungs-
gruppen haben auf diese Lücke mit der Anstel-
lung osteuropäischer Haushalts- und Betreuungs-
kräfte reagiert. Deren Beschäftigungsverhältnisse 
sind oftmals prekär. 

Festzuhalten ist, eine systematische Quali-
tätssicherung in der häuslichen Pfl ege ist nicht 
gegeben. Sie wird auch durch die überwiegende 
Privatheit, in der diese Pfl ege stattfi ndet, verun-
möglicht. So kann an dieser Stelle gesagt werden, 
dass die Leistungen der Pfl egeversicherung auf 

die Herausforderungen in Altershaushalten und 
den hier entstehenden Dienstleistungsbedarfen 
bisher keine Antwort geben. Es fehlen die not-
wendige Qualitätssicherung und Beschäftigungs-
standards sowie deren Finanzierung. 

3.2  Problemlagen der pfl egenden 
 Angehörigen

Informationsdefi zite bei Eintritt des Pfl egefalls

Im Falle der Pfl egebedürftigkeit Angehöriger man-
gelt es zunächst an ausreichender und verläss-
licher Information und Beratung. Die Angebote 
der Beratung zu den zur Verfügung stehenden 
Pfl egeleistungen sind für ältere Menschen und ihre 
Angehörigen unzureichend und unübersichtlich. 
Aber nur wer die Unterstützungsangebote und 
die Leistungen der Pfl egeversicherung kennt, ist 
auch in der Lage, die individuell passende Unter-
stützung zu organisieren. 

Vereinbarkeit von Pfl ege und Beruf

Bislang wird der Grundsatz der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie vor allem auf die Kinderbe-
treuung angewandt – und auch in diesem Bereich 
vorrangig als ein Problem der Mütter gesehen. In 
Zukunft wird aber die Pfl ege von Angehörigen 
oder anderen, nahestehenden Personen immer 
stärker zu einem Problem für Erwerbstätige, 
 Frauen wie Männer. Auf diese „normale“ Situa-
tion im Lebensverlauf haben die meisten Betriebe 
und Verwaltungen noch keine geeignete Antwort 
gefunden, sodass für viele nur die Arbeitszeit-
reduktion oder das Ausscheiden aus dem Berufs-
leben bleibt. 

Finanzielle Absicherung aktuell und im Alter

Wer Angehörige pfl egt, wird für diese Arbeit nicht 
bezahlt, sondern erhält ein Pfl egegeld. Dieses 
richtet sich nicht nach dem notwendigen Unter-
halt, sondern nach der Pfl egestufe des Pfl ege-
bedürftigen. Auch eine Rund-um-die-Uhr-Pfl ege 
oder -Betreuung ist keinesfalls existenzsichernd. 
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In der Folge werden die Pfl egenden entweder von 
den Unterstützungs- und Grundsicherungsleis-
tungen abhängig oder von Unterhaltsverpfl ich-
tungen ihrer Familienangehörigen. Frauen gera-
ten daher weitaus häufi ger als Männer in fi nan-
zielle Abhängigkeit vom Partner oder vom Staat, 
wenn sie private Pfl egearbeit leisten. Und die 
 fi nanzielle Situation wird für viele pfl egende An-
gehörige mit der Dauer der Pfl ege immer pre- 
kärer, da sich das eigene Einkommen reduziert, 
die Kosten für die Pfl ege aber steigen.

Überforderung

Pfl egende Angehörige müssen tagtäglich über 
 einen langen Zeitraum sowohl körperlich als 
auch seelisch enormen Belastungen standhalten: 
Zu Zeitdruck, Schlafmangel und Sorgen kommen 
häufi g Enttäuschung, Schuldgefühle und Ängste 
hinzu. Mit der Zeit leiden die meisten auch unter 
sozialer Isolation. Da sie, im Gegensatz zu den 
professionell Pfl egenden, nicht gelernt haben, 
eine innere Distanz zu den Pfl egebedürftigen auf-
zubauen, sind sie oft emotional überfordert. 
 Insbesondere die Persönlichkeitsveränderung von 
Demenzerkrankten ist für viele pfl egende Fami-
lienangehörige schwer zu ertragen.

3.3 Problemlagen des Arbeitsmarktes   
 Pfl ege 

Qualifi zierung und (Fach-)Kräftemangel bei 
haushalts- und personenbezogenen 
Dienstleistungen und in der Fachpfl ege

Die Auswirkungen der demografi schen Verände-
rungen auf die steigende Pfl egebedürftigkeit sind 
seit Jahren bekannt. In regelmäßigen Abständen 
zeigen Prognosen die Zunahme der Pfl egebedürf-
tigkeit und die gleichzeitig wachsende Lücke zwi-
schen Bedarf und Verfügbarkeit der Pfl ege. So 
geht das Statistische Bundesamt beispielsweise 
in seinen jüngsten Projektionen bis 2025 von 
 circa 90.000 fehlenden Beschäftigten in Pfl egebe-
rufen aus (Statistisches Bundesamt 2010: 990ff.) 
und auch die EU fordert eine beschäftigungspoli-

tische Initiative zur Behebung des Fachkräfte-
mangels im Gesundheitswesen in Europa (Euro-
päische Kommission 2008). 

Deutlich wird, dass die Ausbildungs- und Be-
schäftigtenzahlen hinter dem stark gestiegenen 
Pfl egebedarf zurückbleiben. In ihrer Fachkräfte-
engpassanalyse konstatiert die Bundesagentur 
für Arbeit (Bundesagentur für Arbeit 2013), dass 
im Bereich der Gesundheits- und Krankenpfl ege 
in allen westlichen Bundesländern sowie in Sach-
sen und Berlin Fachkräftemangel herrscht. Da-
durch bleibt eine offene Stelle in der Gesund-
heits- und Krankenpfl ege im bundesdeutschen 
Durchschnitt 112 Tage unbesetzt. 

In der Altenpfl ege ist die Situation noch dra-
matischer: Hier gibt es in allen Bundesländern 
erhebliche Fachkräfteengpässe, und eine offene 
Stelle bleibt durchschnittlich 130 Tage unbesetzt. 
Damit ist die Vakanzzeit in der Altenpfl ege um 
56,2 Prozent länger als im Bundesdurchschnitt 
aller Berufe.

Die Ausbildungslandschaft ist zerfasert. Nur 
die dreijährige Ausbildung in der Altenpfl ege und 
Gesundheits-/Krankenpfl ege ist bundesweit ein-
heitlich geregelt. 

Pfl ege lebt von motivierten und qualifi zier-
ten Menschen. In der stationären Pfl ege heißt 
gute Versorgung ausreichendes und qualifi ziertes 
Personal. Die Personalkosten in der stationären 
Pfl ege machen circa 70 Prozent der Gesamtkosten 
aus. Einsparungen lassen sich an dieser Stelle 
 daher nur um den Preis einer inakzeptablen Re-
duzierung bei der Personalausstattung oder  
 -vergütung erzielen. Erfahrungsgemäß können 
viele Pfl egekräfte aufgrund der unzureichenden 
Personalausstattung ihren eigenen Ansprüchen 
an die Qualität ihrer Arbeit nicht gerecht werden. 
Für die Personalausstattung in der stationären 
Pfl ege sind die Pfl egesatzverhandlungen zwischen 
den Leistungsanbietern und den Pfl egekassen die 
entscheidende Stellschraube. In den Pfl egesatz-
verhandlungen wird über das  Mengengerüst für 
Vollstellen bezogen auf zu versorgende Pfl ege-
bedürftige verhandelt. Dieses Verfahren kann 
dazu führen, dass zwischen den Bundesländern 
erhebliche Abweichungen der Personalmengen-
gerüste auftreten. Denn es liegt im Wesen von 
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Verhandlungen, dass die Ergebnisse vom Ver-
handlungsgeschick Einzelner und der konkreten 
Situation bestimmt werden. Zudem fehlt es an 
Transparenz und Kontrolle.  

In der ambulanten Pfl ege ergibt sich eine 
ähnliche Situation. Jedoch werden hier nicht Per-
sonalkennziffern verhandelt, sondern unmittel-
bar Leistungspauschalen. Verhandlungspartner 
sind die Gruppen der Pfl egekassen und Sozial-
hilfeträger einerseits und die einzelnen Anbieter 
von Leistungen andererseits. Über die Festlegung 
von Punktzahlen und -werten werden defi nierten 
Leistungspaketen Preise bzw. Erlöse zugeordnet. 
Auch hierbei ergeben sich regionale Unterschie-
de zwischen Bundesländern, die teilweise erlau-
ben, dass für gleiche Eurobeträge unterschied-
liche Leistungspakete erbracht werden müssen. 
Dies führt entweder dazu, dass die Qualität der 
Leistungen sinkt oder aber dass der Umfang der 
Leistungen reduziert werden muss. Budgetierung 
fördert unterschiedliche Leistungspakete und da-
mit – zumindest mittelbar – Lohndumping.

Auch die Strategien für die Qualifi zierung 
des Personals müssen kritisch hinterfragt werden. 
Der Gedanke, dass Pfl ege weitgehend eine Tätig-
keit ist, die insbesondere Frauen praktisch „von 
Natur aus“ beherrschen würden, ist immer 
noch weitverbreitet. Professionelle Pfl egearbeit 
aber erfordert hohe Qualifi kationen im fachli-
chen und sozialen Bereich, die durch eine Aus- 
und stetige Weiterbildung gelernt werden müs-
sen. Diese Anforderungen spiegeln sich nicht im 
gegenwärtigen Lohnniveau wider. Die heutigen 
Ausbildungsregelungen außerhalb des dualen Bil-
dungssystems und das in einigen Bundesländern 
geforderte Schulgeld sind ein Anachronismus. 

Die Achillesferse für Wachstum und positive 
Branchenentwicklung ist der Faktor Arbeit

Insbesondere die Altenpfl ege gilt als Zukunfts-
branche mit Beschäftigungsgewinnen, Innovati-
on und Potenzial für Wachstum und Lebensqua-
lität. Wie gezeigt, stellt sich die Anbieterland-

schaft als ausgesprochen heterogen dar und ist 
durch mittelständische, klein- und kleinstbetrieb-
liche Strukturen gekennzeichnet. Selbst unter 
den derzeitigen Bedingungen des Fachkräfteman-
gels in der Pfl ege haben sich für die Beschäftigten 
keine nennenswerten Einkommens- und Arbeits-
platzverbesserungen realisieren lassen. Dahinter 
stehen gewachsene Arbeitnehmer/Arbeitgeberbe-
ziehungen von Kirchen, Wohlfahrtsverbänden 
oder privaten Konzernen, die das System der ar-
beitspolitischen Interessenorganisation der Be-
schäftigten zumindest dämpfen. 

Die Notwendigkeit, Pfl ege individuell 
zu organisieren, führt zu 
prekären Arbeitsverhältnissen

Auf die gesellschaftliche Lücke in der Betreuung 
und Pfl ege haben Privathaushalte mit individu-
ellen und arbeitsmarktpolitisch prekären Lösungs-
wegen reagiert (24-Stunden-Pfl ege). Im Kern han-
delt es sich um ein Arrangement zur Sicherung 
der Betreuung und der Pfl ege in Singlehaushal-
ten, teilweise auch zur Unterstützung pfl egender 
Angehöriger. Solche individuellen Problemlösun-
gen sind nur für diejenigen realistisch, die zu den 
gut verdienenden Einkommensgruppen gehören. 
Deshalb können sie keine gesellschaftlich ver-
allgemeinerbare Lösung sein. Eine der zentralen 
Beschäftigtengruppen in diesem Betreuungs-, 
aber auch Pfl egesegment sind Migrantinnen aus 
osteuropäischen Mitgliedsstaaten der EU. Unter 
Nutzung des europäischen Binnenmarktrechtes 
sind Beschäftigungsverhältnisse entstanden, die 
in Grauzonen des Arbeitsmarktes außerhalb des 
Sozialversicherungsschutzes stattfi nden und von 
Fachleuten insbesondere aufgrund der Nähe zu 
Dienstbotenverhältnissen abgelehnt werden. Sie 
entsprechen in vielen Fällen nicht den von der 
ILO Konvention 189 für Hausangestellte2 fest-
gelegten Standards. 

Haushaltsnahe Dienstleistungen sind zudem 
vielgestaltig hinsichtlich der Aufgaben, der Ar-
beitszeit, der eingegangenen Beschäftigungsver-

2 Diese Konvention wurde im Jahr 2013 von Deutschland ratifi ziert.
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hältnisse und der Beschäftigten, die diese Arbei-
ten erledigen. Bei Dienstleistungen mit geringem 
Umfang sind Mini- und Midijobs relativ weit-
verbreitet – mit steigender Tendenz. Dies wird 
 anhand des § 35 EStG (Steuerermäßigung für 
haushaltsnahe Dienstleistungen) als ein Indiz für 
die Inanspruchnahme haushaltnaher Dienste 
deutlich. In der letztgenannten Gruppe werden 
insbesondere geringfügige Beschäftigungsver-
hältnisse in Privathaushalten erfasst. Diese sind 
jedoch lediglich ein Indikator für den steigenden 
Bedarf. Nach Schätzungen des Statistischen Bun-
desamtes werden haushaltsnahe Dienstleistun-
gen zu 95 Prozent als Schwarzarbeit erbracht. 
Die durch Schwarzarbeit der Sozialversicherung 
entzogenen Beiträge fehlen folgerichtig bei den 
Rentenansprüchen der auf diese Art Beschäftig-
ten. Dadurch steigt die Gefahr der Altersarmut. 
Festzuhalten ist gerade an dieser Stelle die Tat-
sache, dass es fast ausschließlich Frauen sind, die 
in diesen Arbeitsverhältnissen tätig sind. Infolge 
dessen sind sie im Alter die Ärmsten. Und mit 
Blick auf die älteren Menschen in den Privathaus-
halten sind Qualität, Verlässlichkeit und Sicher-
heit der Dienstleistungen nicht gewährleistet.

Sozialversicherungspfl ichtige Arbeitsverhält-
nisse sind im Segment der Privathaushalte eher 
die Ausnahme, denn die Regel. Weder im Rah-
men der Arbeitsmarktpolitik noch über die Pfl e-
geversicherung fi nden sich für diese Bedarfe 
 befriedigende Lösungen. Vor dem Hintergrund 
der Versorgungsanforderungen in Altershaushal-
ten ist ein ungeschützter, prekärer Arbeitsmarkt 
entstanden, mit den entsprechenden negativen 

Begleiterscheinungen wie Lohndumping, Ver-
stößen gegen gesetzliche Normen und Standards 
sowie unsicheren und abhängigen Tätigkeiten. 
Dieser „Arbeitsmarkt“ in Privathaushalten lässt 
sich auch durch eine unmittelbare gewerkschaft-
liche Interessenvertretungspolitik nach dem be-
trieblichen Modell nicht erreichen. 

Zusammengefasst heißt das: Es kann von 
 einem steigenden Bedarf im Bereich der statio-
nären Pfl ege und insbesondere an haushalts-
nahen und personenbezogenen Dienstleistungen 
ausgegangen werden, die für die Hilfe, Betreuung 
und Pfl ege in Altershaushalten benötigt werden. 
Diese Dienstleistungen sind vielgestaltig – aller-
dings machen Betreuung und Pfl ege einen deut-
lich steigenden Anteil aus. Ein Zukunftskonzept 
qualitativer Hilfen, Betreuung und Pfl ege in Al-
tershaushalten kann aber nicht allein aus indi-
viduellen Lösungsansätzen von Pfl egebedürfti-
gen oder pfl egenden Angehörigen bestehen. 
Denn als Konsequenz dieser (Not)Lösungen ent-
gehen dem Staat Steuern und Sozialabgaben, sind 
für Privathaushalte (ältere Menschen und ihre 
Angehörigen) Qualität und Verlässlichkeit der 
Dienstleistungen nicht gesichert, während für die 
Beschäftigten Arbeitsbedingungen an der Tages-
ordnung sind, die der Ausbeutung nahekommen. 
Betrachtet man die bestehenden Finanzierungs- 
und Förderinstrumente auf dem Pfl egemarkt, so 
reichen diese bei Weitem nicht aus, um den ge-
nannten Herausforderungen zu begegnen. Sie 
sind zudem nicht auf die besonderen Arbeits-
bedingungen in Privathaushalten ausgerichtet.
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4.1 Pfl egepolitik

Das deutsche Pfl egesystem ist durch Unterfi nan-
zierung und daraus folgend einen großen Anteil 
privater Finanzierung sowie eine starke Verge-
schlechtlichung gekennzeichnet. Dieses Modell 
stößt an seine Grenzen, ein Paradigmenwechsel 
in der Pfl egepolitik und ihrer Finanzierung ist 
 nötig. Anders wird es nicht möglich sein, die Ne-
gativspirale sowohl bei der Qualität und Erreich-
barkeit guter Pfl ege und sozialer Betreuung als 
auch bei den Arbeitsbedingungen der im Pfl ege-
bereich Tätigen zu durchbrechen. Zunächst muss 
die fi nanzielle Basis des Pfl egesystems verbreitert 
werden. Zum Vergleich: Deutschland gab 2010 
für jede Einwohnerin bzw. jeden Einwohner über 
65 Jahren 1.209 Euro aus, Dänemark dagegen 
6.357 Euro (Heintze 2012: 35). Mit diesem Geld 
fördert Dänemark das Wohlbefi nden von Pfl e-
genden und Gepfl egten – und schafft gute Jobs 
sowie zusätzliche Steuereinnahmen. In Deutsch-
land steht ein Pfadwechsel in diese Richtung an. 
Diejenigen, die das familienbasierte System 
 erhalten wollen, bezweifeln die Möglichkeiten 
 eines solchen Kurswechsels und argumentieren 
mit der angenommenen Pfadabhängigkeit von 
Sozialsystemen. 

Aber ein Umsteuern ist möglich, wie der Be-
reich der Kinderbetreuung zeigt: Mit der Ent-
scheidung, das Elterngeld einzuführen und 
gleichzeitig den Krippenausbau massiv voranzu-
treiben – bis hin zum Rechtsanspruch auf einen 
Platz für unter Dreijährige –, hat Deutschland 
den konservativen Pfad bereits einmal verlassen. 
Mit diesem Schritt, dem eine jahrelange hitzige 
Debatte vorausgegangen war, wurde das unter-
fi nanzierte und stark vergeschlechtlichte Kinderbe-
treuungssystem modernisiert. Inzwischen ist es 
mehr oder weniger Konsens, dass der Kita-Ausbau 

ein wichtiges öffentliches Anliegen ist, weil die 
Familie, allen voran die Mütter, die Kinderbe-
treuung nicht allein leisten kann und soll. 

Ähnliches steht in der Umgestaltung des 
Pfl egesystems noch bevor. Wenn Pfl ege nicht 
mehr als private Angelegenheit, sondern als ge-
sellschaftliche Aufgabe verstanden wird und ab-
sehbar ist, dass Angehörige diese Arbeit nicht 
mehr wie in der Vergangenheit leisten können, 
müssen mehr quartiersnahe, professionelle An-
gebote im ambulanten und stationären Bereich 
bereitgestellt werden. Das Zukunftsleitbild aus 
dem Bundesgleichstellungsbericht (BMFSFJ 2011: 
210) weist in dieselbe Richtung. Dort heißt es: 
„Es gibt eine angemessene Infrastruktur für Kin-
dererziehung und Pfl ege, Optionen zur Unter-
brechung oder zur vorübergehenden, reversiblen 
Reduktion der Erwerbstätigkeit sind gesellschaft-
lich erwünscht und werden unterstützt, sodass 
keine Nachteile entstehen. Es bedarf besonderer 
Anreize, damit diese Optionen von Männern ge-
nauso wie von Frauen genutzt werden können.“

Gemeinnützigkeit, Daseinsversorgung 
und Qualität stärken – 
den Wettbewerbsgedanken abbauen 

Das Pfl egesystem hat eine starke Wettbewerbs-
orientierung: Ambulante und stationäre Anbieter 
von Pfl egedienstleistungen stehen in Konkurrenz 
zueinander und buhlen um Kunden. Dabei un-
terscheiden sich die Anbieter durchaus vonein-
ander. Es fi nden sich an internationalen Kapital-
märkten orientierte Unternehmen, die Pfl ege-
heime betreiben und mitunter zweistellige Ren-
diten erwirtschaften, genauso wie kleine ambu -
lante Pfl egedienste, deren Eigentümerinnen und 
Eigentümer bis zur Selbstausbeutung arbeiten 
und ein geringes Einkommen erwirtschaften. 

4. Neue Antworten für das Pfl egesystem
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Ziel muss es sein, die Interessen der Pfl ege-
bedürftigen in den Mittelpunkt zu stellen und die 
eingesetzten Mittel zum Wohle dieser zu nutzen. 
Wettbewerb darf kein Selbstzweck sein und muss 
sich Qualitätsstandards und dem Prinzip der 
Menschenwürde unterordnen. Ziel muss es ferner 
sein, die Orientierung der Anbieterkonkurrenz 
am niedrigsten Preis einzuschränken und die 
Qualität der Leistung in den Vordergrund zu rü-
cken. Eine solche Orientierung hätte an zwei 
Punkten anzusetzen: Zum einen muss es in do-
minanten Trägerbereichen der Sozialwirtschaft 
betriebs- und tarifpolitisch darum gehen, eine 
qualifi zierte Beschäftigtenstruktur in den Ein-
richtungen zu stabilisieren und die Erosion von 
Arbeitsbedingungen und Einkommen nach un-
ten zu verhindern. Dazu gehören vor allem An-
strengungen der Gewerkschaften, Tarifverträge in 
der Sozialwirtschaft an einheitlichen Standards 
auszurichten, aber auch die Einführung eines 
Branchentarifvertrags Soziales mit einem Lohn-
niveau, das dem Niveau der „typisch männli-
chen“ Berufe mit äquivalenten Qualifi kationen 
vergleichbar ist. Ebenso erforderlich sind die 
 gezielte Förderung der betrieblichen Weiterbil-
dung, eine betriebliche Arbeitszeitpolitik, die den 
Bedürfnissen sowohl älterer Menschen als auch 
der Beschäftigten in den unterschiedlichsten Le-
benssituationen gerecht wird, sowie die Weiter-
entwicklung des Pfl egemindestlohns. Durch eine 
abgestimmte Tarifpolitik bei größeren Einheiten 
kann es gelingen, auch kleinere Betriebe in den 
Regionen über den Grundsatz „ortsüblich“ zu 
 erreichen. Dies ist zwar ein unbestimmter Rechts-
begriff, fi ndet aber in Pfl egesatzverhandlungen 
durchaus Anwendung.

Ausbau der Beschäftigung in der Pfl ege

Um eine gute und sichere Pfl ege zu gewährleis-
ten, ist es zuallererst notwendig, eine realistische 
Abbildung des benötigten Personalbedarfs zu be-
kommen. Das sollte unter Einbeziehung der zu-
künftig verminderten Pfl ege durch Angehörige 
und unabhängig vom Ergebnis regionaler Ver-
handlungen geschehen. Aktuell fehlen zuverläs-
sige Daten für eine genaue Bestimmung des Per-

sonalbedarfs in den einzelnen Einrichtungen. 
Darüber hinaus ergeben sich zusätzliche Unklar-
heiten und Verschiebungen durch die Einführung 
des neuen Pfl egebedürftigkeitsbegriffes. Die Ge-
währleistung einer sicheren Datenlage sollte eine 
Aufgabe des Staates sein. In Verbindung mit der 
Einführung eines neuen Pfl egebedürftigkeitsbe-
griffes und eines neuen Begutachtungsinstru-
mentes muss auch die Frage beantwortet werden, 
ob hieraus verlässliche und verbindliche Vorga-
ben für eine angemessene personelle Ausstattung 
abgeleitet werden können, die bindend für die 
Vertragspartner sind. Diese Initiativen bedürfen 
gleichzeitig betriebs- und tarifpolitischer Flan-
kierung, um die weitere Erosion von Arbeits-
bedingungen und Einkommen in der Branche zu 
verhindern.  
– Die prekäre Arbeitssituation von Migrantinnen 

in der Betreuung und Pfl ege in Altershaushal-
ten sollte politisch reguliert und der Bedarf 
durch Beschäftigte mit guten Arbeitsverhält-
nissen gedeckt werden. Auch die Rund-um-
die-Uhr-Versorgung sollte in abgesicherten, 
sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigungs-
verhältnissen und mit kontrollierten Arbeits-
bedingungen verbunden sein. Einzelne Haus-
halte als Arbeitgeber können das in der Regel 
nicht leisten. Es müssen Formen der öffent-
lichen Beschäftigung für diese Arbeitenden 
 gefunden werden.

– Um eine gute Pfl egeausbildung zu gewährleis-
ten, sollte ein Ausbildungsmodell angestrebt 
werden, das auf den Standards des Berufsbil-
dungsgesetzes (BBiG) basiert und eine einheit-
lich geregelte Qualifi zierung sichert. Ein Kalei-
doskop an Berufsabschlüssen mit extremer 
 Spezialisierung soll vermieden werden. Gleich-
falls müssen Qualifi kationsanforderungen für 
den Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen/
Alltagsbeglei tung/Pfl ege entwickelt werden: Wir 
brauchen mehr aufeinander aufbauende, quali-
fi kationsübergreifende und durchlässige Qualifi -
zierungen in der Pfl ege, die sowohl bundesein-
heitlich als auch EU-weit anschlussfähig sind. 

– Dafür bietet der Deutsche Qualifi kationsrah-
men (DQR) eine erste Orientierung. Hier wer-
den acht Qualifi kationsniveaus klar vonein-
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ander abgegrenzt. Sie sind auf die Pfl ege-, Un-
terstützungs- und Betreuungsbedarfe ausge-
richtet, die im Leben älterer Menschen entste-
hen können. Dabei wird es für die Zukunft 
entscheidend sein, wie die Kranken- und ins-
besondere die Altenpfl ege im Kontext dieses 
Qualifi kationsrahmens bewertet werden. Da-
bei kommt es entscheidend darauf an, theo-
retischem und berufsfachlichem Wissen und 
praktischen und sozialen Kompetenzen, die im 
Rahmen einer dualen Ausbildung erworben 
wurden, einen ebensolchen Stellenwert wie 
 einer Professionalisierung zuzuordnen, die 
 allein auf einer akademischen Ausbildung be-
ruht.  Neben spezifi schem Wissen und Können 
aber gilt für alle Qualifi kationsniveaus, dass 
personale und soziale Kompetenzen wie Ak-
zeptanz, Wertschätzung, Toleranz und Einfüh-
lungsvermögen in der Arbeit mit hilfs- und 
pfl egebedürftigen Menschen Voraussetzung 
sind, über die Beschäftigte verfügen müssen.  
Kompetenzen sind erlernbar und sollten im 
Rahmen von Aus-, Fort- und Weiterbildung ent-
sprechend organisiert und weiter gefördert wer-
den. Damit kann an dieser Stelle festgehalten 
werden: Eine rein auf die Vermittlung von 
Kenntnissen und manuellen Fertigkeiten aus-
gerichtete Qualifi zierung wird den spezifi schen 
Anforderungen der Pfl ege nicht gerecht. Gera-
de die Alltagsbegleitung und haushaltsnahe 
Unterstützung erfordert jedoch ein hohes Maß 
an personaler und sozialer Kompetenz, die 
nicht selbstverständlich vorausgesetzt werden 
kann – weder bei Frauen noch bei Männern. 
Ob haushaltsnahe Dienstleistungen als eine 
berufl iche Tätigkeit akzeptiert werden, die es 
wert sind, angemessen bezahlt zu werden, 
hängt auch davon ab, wie diese Kompetenzen 
professionell gefördert und für die Nutzer als 
gesicherte Qualität erfahrbar werden. Solange 
sie von Kostenträgern, Arbeitsagenturen, Pfl e-
geeinrichtungen, Pfl egekassen und auch den 
Nutzerinnen und Nutzern als selbstverständ-
liches Beiwerk betrachtet werden, wird es 
schwer sein, angemessene Bezahlung und Ar-
beitsbedingungen im Bereich Pfl ege und haus-
haltsnaher Dienstleistungen durchzusetzen.

Entlastung und Besserstellung pfl egender 
Angehöriger

Vorrangiges Ziel ist die Entlastung pfl egender 
 Angehöriger durch qualitativ hochwertige und  
bezahlbare Dienstleistungsangebote. Solange die 
Angehörigenpfl ege eine zentrale Bedeutung hat, 
sollte das Pfl egegeld in der Höhe den ambulanten 
Sachleistungen angeglichen sowie die Anrech-
nung der Pfl egeleistungen für die eigene Renten-
versicherung erhöht werden. Dies sollte über das 
Renteneintrittsalter hinaus möglich sein, um 
 einen Rentenanspruch zu erwerben oder zu ver-
bessern. Zur besseren Vereinbarkeit von Erwerbsar-
beit und Pfl egearbeit sind zeitlich und räumlich 
fl exible Arbeitszeiten anzubieten. Ein fl exibel ein-
setzbares und ausreichendes Zeitbudget ist not-
wendig, das nach den Erfordernissen des Pfl ege-
falles genutzt werden kann und nicht zu Ver-
diensteinbußen für den Pfl egenden führt. 

Die ehrenamtliche Arbeit im Pfl egesystem 
verdient hohe Wertschätzung, darf aber nicht zur 
Kompensation fehlender qualifi zierter Leistungs-
erbringung zweckentfremdet werden. Sie sollte 
lediglich der Unterstützung der professionellen 
Arbeit dienen. Ehrenamtliche Arbeit hat eine er-
gänzende Funktion in allen Bereichen der Bezie-
hungsarbeit und sollte diejenigen Aufgaben um-
fassen, die die Lebensqualität der Pfl egebedürfti-
gen verbessern. Die grundlegende Versorgung ist 
durch professionelle Dienstleistungen sicherzu-
stellen. Ehrenamtlich Arbeitende sind freiwillig 
tätig. Sie brauchen Anleitung, Qualifi zierung und 
Unterstützung, die durch Hauptamtliche erfolgt. 
Auch ehrenamtliche Arbeit unterliegt einer Qua-
litätssicherung. Damit ist sie für die Träger, in 
 deren Bereich sie stattfi ndet, nicht kostenfrei.

4.2  Verbesserungen der 
 Finanzierungsbedingungen

Die gegenwärtige Finanzierung der Pfl ege, beste-
hend aus einer staatlichen, umlagefi nanzierten 
Grundversicherung sowie ergänzender privater 
Mittel, hat zu den beschriebenen Fehlentwick-
lungen geführt. Dabei gerät häufi g noch die un-
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entgeltliche Pfl egeleistung von Familienangehö-
rigen und Ehrenamtlichen aus dem Blick: Auch 
sie erbringen Leistungen für das System, ohne 
dass diese in Statistiken und Bilanzen aufgeführt 
und in Euros ausgedrückt werden. Es ist gerade 
diese unbezahlte Arbeit, die für das bestehende 
Teilkaskosystem von existenzieller Bedeutung ist. 
Schwindet der Umfang der familiären Pfl ege, hat 
das auch Auswirkungen auf die Finanzierungsbe-
dingungen.

Wenn ein Paradigmenwechsel in der Pfl ege – 
weg vom familienbasierten, hin zu einem service-
basierten System – gelingen soll, muss dies durch 
dementsprechende Finanzierungsstrukturen un-
terstützt werden. Zurzeit gibt es eine Reihe unter-
schiedlicher Vorschläge von verschiedenen Sei-
ten, die jedoch alle bislang nicht auf einen sol-
chen Paradigmenwechsel hin geprüft worden 
sind. Das gilt sowohl für eine umlagefi nanzierte 
Vollversicherung, eine deutlich stärkere Finanzie-
rung durch Steuergelder als auch für den Ausbau 
der privaten Vorsorge. Entscheidend ist aus unse-
rer Sicht, dass die Finanzierung der Pfl ege bedarfs-
deckend, sozial gerecht, nicht privat ist. Sie muss 
zudem Anreize bieten, auf lokaler Ebene eine 
 effektive Pfl egeinfrastruktur für die betroffenen 
Menschen zu etablieren. Abgesehen von der kon-
kreten Ausgestaltung der Finanzierung ist es un-
umstritten, dass die Gesellschaft in den kommen-
den Jahren insgesamt deutlich mehr fi nanzielle 
Ressourcen in die Pfl ege investieren muss. Dabei 
ist es nur schwer vermittelbar, wenn sich nur 
 einige Personen oder Einkommensarten an der 
Finanzierung beteiligen. Eine Bürgerversicherung 
muss deshalb auch bei der Finanzierung der Pfl e-
ge das Ziel sein.    

4.3 Regionale Strukturpolitik

Zu berücksichtigen ist ferner die Entwicklung 
 einer regionalen Beschäftigungspolitik, die an 
den Dienstleistungsbedarfen älterer Menschen in 
Privathaushalten und in stationären Einrichtun-
gen ansetzt. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, 
wie es gelingen kann, den steigenden Bedarf an 
professionellen Hilfs-, Unterstützungs-, Betreu-

ungs- und Pfl egeangeboten personell zu bewerk-
stelligen und in einer qualifi zierten, zuverlässigen 
und geschlechtergerechten Weise zu organisie-
ren. Trägerstrukturen, Wettbewerbsbedingungen 
und Finanzierung sind dabei neu zu gestalten.

Ein bedarfsgerechtes Leistungsangebot muss 
sich am Sozialraum der Menschen orientieren. 
Versorgungsangebote müssen strukturell so ange-
legt sein, dass sie – regional ausgerichtet und in-
tegriert – bei der Versorgung in Privathaushalten 
personen- und haushaltsbezogene Dienstleistun-
gen und ambulante und stationäre Pfl ege verbin-
den. Dabei ist auf die Anschlussfähigkeit an eine 
regionale Beschäftigungspolitik zu achten, die 
sich an legalen und sozialversicherungspfl ichti-
gen Arbeitsverhältnissen und möglichst an den 
Standards von Qualität und Sicherheit des regu-
lierten Pfl egemarktes orientiert. Vor dem Hin-
tergrund der Beschäftigungssituation und den 
Herausforderungen in der Dienstleistungserbrin-
gung sollen im Folgenden die Handlungsfelder 
aufgezeigt werden, über die die Steuerung einer 
positiven Beschäftigungsentwicklung im Bereich 
der Pfl ege in einer Region möglich ist. 

Denn wie in kaum einer anderen Branche 
stellt sich die Frage nach den Bedarfen und Dienst-
leistungen für die Hilfe, Betreuung und Pfl ege von 
älteren Menschen im regionalen Handlungszu-
sammenhang. Zwar setzen Sozial-, Gesundheits- 
und Pfl egepolitik die Rahmenbedingungen für 
Infrastrukturen, Ausbildung oder Finanzierung. 
Im regionalen Handlungszusammenhang wird 
jedoch darüber entschieden, wie diese genutzt 
und ausgestaltet werden. Gerade auf der regiona-
len Ebene sind zwei zentrale Akteure für die 
 Sicherung und Weiterentwicklung personeller 
Ressourcen zuständig. Neben den Betrieben sind 
dies vor allem die Kommunen, die zur Entwick-
lung regionaler Versorgungs- und Beschäfti-
gungsstrukturen an der Schnittstelle zwischen 
Privathaushalten, ambulanter und stationärer 
Versorgung beitragen können. Gezielte Politik 
kann hier die gute Versorgung älterer Menschen 
durch qualifi zierte Betreuung, Hilfe und Pfl ege 
gewährleisten.
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Handlungsmöglichkeiten vor Ort – 
die regionale Ebene

Auf der regionalen Handlungsebene müssen 
strukturpolitische Konzepte vor allem in der Lage 
sein, neue und zusätzliche Dienstleistungsbedar-
fe in den Altershaushalten mit regionalen Ange-
boten der Leistungserbringung zu verknüpfen. 
Regionale Gebietskörperschaften können eigene 
Gestaltungsansätze einbringen. Dazu zählen re-
gionale Planungsinstrumente, Möglichkeiten des 
Infrastrukturausbaus und „weiche“ Steuerungs-
instrumente, beispielsweise der Bürgerdialog oder 
Regionalkonferenzen. Zudem ergeben sich neue 
Möglichkeiten, wenn die Mittel der regionalen 
Arbeitsmarktpolitik und -steuerung tatsächlich 
genutzt werden. Aus Perspektive der regionalen 
Gestaltung geht es dabei vor allem darum, zwi-
schen Betrieben, Dienstleistungserbringern und 
intermediären, den Pfl egemarkt unterstützenden 
Einrichtungen ein gemeinsames Verständnis über 
den regionalen Versorgungsauftrag herzustellen. 

Dabei ergeben sich vorrangig folgende Hand-
lungsfelder und Akteurskonstellationen:
– Stationäre Versorgung: Regionale Planung der 

stationären Versorgung, die Defi nition der in-
dividuellen Versorgungsnotwendigkeiten, mehr 
und qualifi zierteres Personal in der stationären 
Versorgung tragen zu ihrer Qualität sowie zur 
Qualität der Arbeit bei.

– Ambulante Versorgung und haushaltsnahe 
Dienstleistungen: Hier stehen die Vernetzung 
und Qualifi zierung der Dienstleistungen in 
 einem regulierten Arbeitsmarkt (Dienstleis-
tungspool) durch den Aufbau sozialversiche-
rungspfl ichtiger Beschäftigungsverhältnisse im 
Zentrum. Erforderlich in diesem Bereich sind 
der Aufbau von Beratungs- und Dienstleis-
tungsagenturen, die Möglichkeit der gezielten 
Auswahl benötigter Leistungen, die Begren-
zung der Schwarzarbeit sowie die Sicherung 
der Qualität der Dienstleistung durch Bera-
tung, Qualifi zierung und Standards.

– Intermediäre Einrichtungen: Im Bereich der 
intermediären Einrichtungen ist die Planung 
und der Aufbau eines qualifi zierten, integrier-
ten und verlässlich verfügbaren Beratungsan-
gebotes für ältere Menschen und ihre Angehö-

rigen mit einer Orientierung an Case- und Ca-
remanagement-Modellen wesentlich.

Für alle Bereiche gilt: Instrumente aus der regio-
nalen Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung 
sind vorhanden. Sie sollten mit den Handlungs-
möglichkeiten, die sich aus den Sozialgesetzbü-
chern ergeben, abgestimmt werden, um die best-
mögliche Wirkung zu erzielen.

Beschäftigungsprogramm

Angesichts des Bedarfs an Arbeitskräften und der 
gleichzeitig erforderlichen Einführung und Siche-
rung von Qualitätsstandards schlagen wir ein Be-
schäftigungsprogramm vor, das folgende Hand-
lungsnotwendigkeiten vorsieht:
– Regionale Beratungs- und Angebotsstruktur 

konsequent nutzen: In der Pfl egeberatung fi n-
den strukturelle Kooperationen bislang nur 
sehr selten statt. Auch deshalb wird das Ange-
bot der gesetzlich verankerten Pfl egeberatung 
noch nicht in hohem Maß von pfl egebedürf-
tigen Menschen und ihren Angehörigen wahr-
genommen. Die Information und Beratung 
weist im Bedarfsfall große Qualitätsunterschie-
de auf. Eine professionelle und die Ressourcen 
der Betroffenen einbeziehende Hilfe- und Ver-
sorgungsplanung sollte ausgebaut werden.

– Pfl egerische Versorgung stärker quartiersbe-
zogen ausrichten: Hilfreich wäre hierfür eine 
Dienstleistungsagentur, die sowohl Pfl ege- und 
Wohnraumberatung als auch die Vermittlung 
von Diensten organisiert. Flächendeckende, 
aufsuchende Information, Beratung und Schu-
lung bedarf der Einbeziehung der Leistungs-
erbringer. Die vorhandenen Pfl egestützpunkte 
sollten dabei eine tragende Rolle spielen.

– Jobchancen für Langzeitarbeitslose, Migran-
tinnen und Migranten und Benachteiligte 
durch Qualifi zierung in der Pfl ege verbessern: 
Aktuell ist die Finanzierung von Qualifi zie-
rungs- und Integrationsmaßnahmen für ar-
beitsuchende Personen auf vier Monate be-
grenzt. Das Ziel dieser Maßnahmen ist, nach 
der Vorstellung der Agentur für Arbeit, in kur-
zer Zeit durch passgenaue Qualifi zierungs-
module die Vermittlungsfähigkeit zu verbes-
sern oder den Einstieg in formelle Ausbildungs-
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gänge zu erleichtern. Die gesetzlichen Rege-
lungen der Pfl egeausbildungen sehen aber 
keine Anerkennung einzelner Teilqualifi ka-
tionen vor. Die einzige Möglichkeit, Qualifi -
zierungsmaßnahmen anzurechnen, ist bisher 
die Verkürzung der dreijährigen Ausbildung. 
Diese Förderpraxis verbessert den Zugang zu 
Pfl egeausbildungen für Arbeit suchende Ju-
gendliche nicht wesentlich. Um den Fach-
kräftemangel zu beseitigen, sind, neben ver-
stärkten Ausbildungsbemühungen, vor allem 
auch das Halten und der Wiedereinstieg von 
Arbeitskräften in der Pfl ege dringend zu för-
dern. Eine weitere Herausforderung, neben 
dem Ausbau der Ausbildung und der qualifi -
zierten Zuwanderung, wird dabei die Einbe-
ziehung von Menschen mit Migrationshinter-
grund, Langzeitarbeitslosen und sozial Benach-
teiligten sein. Diese Bevölkerungsgruppen ver-
stärkt für die Pfl egearbeit zu gewinnen, sollte – 
soweit Motivation, Belastbarkeit und Eignung 
der Kandidaten dies zulassen – das Ziel sein. 
Der quartiersbezogene Ansatz bietet gute Mög-
lichkeiten, kultursensible Pfl egemodelle ver-
stärkt zu praktizieren.

– Männliche Jugendliche und Erwachsene für 
die Pfl egeausbildung gewinnen: Grundsätz-
lich ist festzustellen: Die Einkommen in den 
Pfl egeberufen insbesondere zwischen der Kran-
ken- und Altenpfl ege unterscheiden sich deut-
lich. Die Verbesserung von Arbeitsbedingun-
gen und Entlohnung werden dazu führen, 
dass Pfl egeberufe nicht länger als Zuverdienst-
beruf wahrgenommen wird. Darüber hinaus ist 
es notwendig, das stereotype Männerbild zu 
verändern und um soziale Kompetenzen zu 
 erweitern. Das wird auch die Hürde vor pfl ege-
rischen Berufen bei der Berufswahl für junge 
Männer abbauen helfen. So wie sich langsam 
die Einsicht durchsetzt, dass ein „richtiger“ 
Mann auch ein sorgender Vater sein sollte, 
muss es ein Ziel für die Zukunft sein, dass die 
Pfl ege von Angehörigen auch Männersache 
wird.

– Pfl ege- und Arbeitsmarkt durch gemeinsame 
Planung verzahnen: Das Land NRW hat in 
Städten und Kreisen Pfl egekonferenzen einge-
richtet, in denen sowohl Kostenträger als auch 

Leistungsanbieter vertreten sind. Darüber hin-
aus bestehen kommunale Pfl egeberatungsstel-
len bzw. Pfl egestützpunkte. Durch ein Zusam-
menarbeiten der Institutionen könnte der Ver-
sorgungs- und Arbeitskräftebedarf auf lokaler 
Ebene sowohl quantitativ als auch qualitativ 
ermittelt und die Förderung der Arbeitsagen-
tur hierauf abgestimmt werden. Die Steuerung 
und Koordination von Pfl ege- und Arbeits-
markt wäre somit eine kommunale Aufgabe. 
Auf dieser Ebene können kurzfristige Arbeits-
kräftebedarfe erkannt und neue Arbeitskräfte 
gewonnen werden, etwa indem die Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüsse und 
 Qualifi zierungen unterstützt wird.

4.4 Handlungsempfehlungen für die   
 betriebliche Ebene 

Auf der betrieblichen Handlungsebene liegen die 
Herausforderungen in der Versorgung älterer 
Menschen vor allem im Fachkräftemangel und in 
der Notwendigkeit einer besseren Personal- und 
Organisationsentwicklung. Auf beide Probleme 
kann auf der betrieblichen Handlungsebene ge-
staltend Einfl uss genommen werden. Dabei geht 
es vor allem um Maßnahmen zur Sicherung und 
zum Erhalt motivierter Belegschaften sowie um 
Instrumente und Strategien zur Rekrutierung.
– Arbeitsbedingungen in den stationären Pfl e-

geeinrichtungen sind zu verbessern: Die heu-
tige personelle Ausstattung ist letztlich Aus-
druck eines gesellschaftlichen Aushandlungs-
prozesses. Stetig steigende Anforderungen an 
die Versorgungsintensität blieben lange unbe-
rücksichtigt. Notwendig ist daher ein von allen 
Beteiligten akzeptiertes Verfahren zur einver-
nehmlichen Feststellung der Personalbemes-
sung der notwendigen und qualitativ ange-
messenen Personalausstattung. Hilfreich wäre 
in diesem Zusammenhang, die Leistungen 
nach den jeweils notwendigen Qualifi kations-
niveaus zu differenzieren, um starre Fach-
kraftquoten ablösen zu können. Durch eine 
Kombination der Kontrollaufgaben und der 
 Beratung der Träger zur Verbesserung der per-
sonellen Bedingungen (z. B. Einrichtung von 
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Benchmark-Kreisen, Best Practice-Beispiele) 
könnte die Attraktivität der Arbeit in den Pfl e-
geeinrichtungen erhöht werden.

Gute Arbeit in der Pfl ege ist möglich: 
Anregungen und Beispiele

Die Qualität sozialer Dienstleistungen hängt ent-
scheidend von der Qualifi kation, den Kompeten-
zen sowie dem Wohlbefi nden der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ab. Daher liegen in der Aus- 
und Weiterbildung sowie in der Gesunderhaltung 
der Beschäftigten Kernaufgaben von guter Arbeit 
in der Pfl ege. Wie dies konkret aussehen könnte, 
zeigen folgende Beispiele: 
– Ausbildung Pfl egefachkräfte: Eine enge Be-

treuung und praxisnahe Anleitung sind wich-
tige Bestandteile einer fachlich hochwertigen 
Ausbildung. Zur intensiven Unterstützung der 
berufspraktischen Ausbildung von Pfl egefach-
kräften kann zusätzlich zu den Praxisanleitern 
vor Ort eine koordinierende Praxisanleitung 
eingesetzt werden. Als Ansprechpartnerin oder 
Ansprechpartner für sämtliche Belange beglei-
tet sie die angehenden Pfl egefachkräfte wäh-
rend der gesamten Ausbildung und ist für die 
Koordination und fachliche Abstimmung mit 
den Praxisanleitungen, den Mentorinnen und 
Mentoren vor Ort sowie für regelmäßige Ent-
wicklungsgespräche zwischen den Auszubil-
denden, Mentorinnen und Mentoren und Per-
sonalverantwortlichen zuständig. Alle zwei 
Wochen stattfi ndende Praxistransfertage wer-
den von der koordinierenden Praxisanleitung 
zur Intensivierung der berufspraktischen Aus-
bildung organisiert und durchgeführt.

– Personalentwicklung: Eine langfristige Perso-
nalplanung und -entwicklung ist zentral für 
die Einführung von guter Arbeit in der Pfl ege. 
Dazu gehören regelmäßig durchgeführte Qua-
lifi kationsbedarfs- und -bestandsanalysen, die 
Entwicklung von Führungskräften, die Förde-
rung einer diversifi zierten Personalstruktur 
(Diversity Management), gezielte Fortbildun-
gen sowie die Schaffung einer innovativen 
Lernkultur innerhalb der Einrichtungen. Ein 
Beispiel für die Förderung einer vorausschau-
enden Personalentwicklung ist das vom Bun-

desministerium für Arbeit und Soziales und 
dem Europäischen Sozialfonds geförderte Pro-
jekt TOP – teamorientierte Personalentwick-
lung. Das Projekt zielte auf die Qualifi zierung 
und Unterstützung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der unteren und mittleren Füh-
rungsebene der Pfl egebranche. Wohnbereichs- 
und Teamleitungen der Altenheime der Stadt 
Wuppertal und Mönchengladbach wurden in 
Zusammenarbeit mit dem Bildungsinstitut im 
Gesundheitswesen Essen (BiG) in umfassenden 
Schulungen hinsichtlich gesundheits- und mit-
arbeiterorientierenden Führungsweisen qualifi -
ziert. In erster Linie wurden die Führungskräfte 
in der Weiterentwicklung ihrer Kompetenzen 
unterstützt und dahingehend sensibilisiert, die 
Lern- und Weiterbildungsbereitschaft ihrer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fördern 
sowie sich selbst besser vor Überlastungen zu 
schützen.

– Betriebliche Gesundheitsförderung: Die Zu-
friedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und die Qualität der Pfl ege können 
durch eine betriebliche Gesundheitsförderung 
erheblich verbessert werden. Gesundheitsför-
dernde Strukturen und Maßnahmen zum Er-
halt der Mitarbeitergesundheit können durch 
einen Lenkungsausschuss und einer verant-
wortlichen Person im Betrieb (Gesundheits-
managerin/Gesundheitsmanager) unter Einbe-
ziehung der Belegschaft initiiert und koordi-
niert werden. Innerbetriebliche Fortbildungen 
zum Thema Selbstpfl ege, eine psychologische 
Beratungsstelle für Beschäftigte und deren An-
gehörige, Trainingsmöglichkeiten in Fitness-
räumen sowie Massagen am Arbeitsplatz mit 
individueller Beratung bei spezifi schen Be-
schwerden sind beispielhafte Angebote, die in 
Unternehmen der Pfl egebranche präventiv an-
geboten werden können. Des Weiteren bieten 
alljährliche Gesundheitstage den Beschäftigten 
u. a. durch Gesundheits-Check-ups, Stress- und 
Ernährungsberatungen die Gelegenheit, sich 
individuell zu informieren und beraten zu 
 lassen. Darüber hinaus ermöglichen Arbeits-
situationsanalysen, in enger Zusammenarbeit 
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
Probleme und Belastungen am Arbeitsplatz zu 
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identifi zieren und gemeinsam geeignete Lö-
sungen und Strategien für gesunde und zufrie-
denstellende Arbeitsbedingungen zu entwi-
ckeln. 

Dem drohenden Fachkräftemangel 
betrieblich begegnen

Pfl egeeinrichtungen können aktiv werden, um 
Fachkräfte zu gewinnen und zu halten. Dazu 
können sie beispielsweise Schulpraktika anbieten 
oder gezielt Migrantinnen und Migranten sowie 
Männer ansprechen. Betriebe können Stipendien 
an Fachhochschulen vergeben und so Studieren-
de als mögliche Führungskräfte an die Einrich-
tung heranführen Um Fachkräftemangel vorzu-
beugen, ist es ebenso sinnvoll, ein effektives be-

triebliches Gesundheitsmanagement zu etablie-
ren, das auch psychische Probleme umfasst. Es 
wird immer wichtiger, ältere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter länger zu beschäftigen und sie 
stärken- und kompetenzorientiert einzusetzen. 

Die Qualitätssicherung der Arbeit nutzt den 
Beschäftigten und den Pfl egebedürftigen

Eine systematische Qualitätssicherung und ihre 
Normierung helfen, Sicherheit zu schaffen. For-
male Arbeitskontrollen motivieren wenig, besser 
ist es, Qualitätszirkel in der Arbeit zu implemen-
tieren sowie Mitbestimmungsstrukturen auszu-
bauen, in denen die Arbeitsbedingungen kontrol-
liert werden.
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Ausgangspunkt unserer Überlegungen war einer-
seits die Frage, wie gerade angesichts des zu er-
wartenden Rückgangs privater Pfl egearbeit die 
Versorgung Hilfebedürftiger verbessert werden 
kann. Wir haben nach dem Bedarf an unterstüt-
zenden Hilfen und Dienstleistungen für ein Le-
ben in der Häuslichkeit gefragt. Andererseits ha-
ben wir versucht, die beschäftigungspolitische 
Frage zu beantworten, ob für die so identifi zierten 
Hilfe- und Dienstleistungsbedarfe auf einem (re-
gionalen) Arbeitsmarkt die notwendigen qualifi -
zierten Fachkräfte bereitstehen und welchen Bei-
trag die Pfl egepolitik sowie regionale und betrieb-
liche Akteure leisten können, um im regionalen 
Kontext den zukünftigen Bedarf an Fachkräften 
zu befriedigen. 

Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Versor-
gung älterer Menschen in ihrer Häuslichkeit un-
terentwickelt ist. Es gibt gegenwärtig keine syste-
matische und nachhaltige Entwicklung dieses 
Versorgungsbereichs im Pfl egesystem. Wird der 
Grundsatz „ambulant vor stationär“ aus der Pfl e-
geversicherung ernst genommen, so ergeben sich 
neue, strukturell angelegte Herausforderungen, 
die einer politischen Antwort bedürfen. Denn es 
ist sowohl politisch wie auch gesellschaftlich 
nicht zu vertreten, dass die gezeigten blinden Fle-
cken in der häuslichen Versorgung durch eine 
mangelhafte Finanzierung, prekäre Arbeitsver-
hältnisse und einen Verlust an Pfl egequalität 
„kompensiert“ werden. Aus der bisherigen Be-
trachtung lassen sich folgende Herausforderun-
gen für eine politische Gestaltung identifi zieren:

Strukturelle Veränderungen in der 
häuslichen Versorgung einleiten 

Um die häusliche Situation in Altershaushalten 
zu stabilisieren, ist eine ganzheitliche Sichtweise 
nötig. Die zu entwickelnden Dienstleistungspro-
fi le sind mit den Begriffen Haushaltsführung, 
Grundpfl ege und Teilhabeermöglichung zu cha-
rakterisieren. Von ihrer Verfügbarkeit und Finan-
zierbarkeit ist es abhängig, ob und inwieweit 
 ältere Menschen in ihrer Häuslichkeit verbleiben 
können oder ob sie gezwungen werden, früher als 
notwendig eine stationäre Pfl ege in Anspruch zu 
nehmen. 

Der größte Teil der bestehenden Bedarfe wird 
gegenwärtig durch die Privathaushalte selbst or-
ganisiert und fi nanziert. Ambulante Dienste sind 
aufgrund der defi nierten Leistungspakete auf Auf-
gaben in der Grund- und Fachpfl ege konzentriert, 
während Angehörige und weitere Dienstleister 
die Sicherung des Lebens in der Häuslichkeit ge-
währleisten. Dass eine Vielzahl von fi nanziell 
besser gestellten Haushalten auf die irreguläre Be-
schäftigung osteuropäischer Migrantinnen zu-
rückgreift3, ist ein deutlicher Hinweis auf struktu-
relle Probleme in der derzeitigen Umsetzung von 
Pfl ege und Betreuung in Altershaushalten. Refor-
men in Richtung integrativer, servicebasierter 
Versorgungsmodelle sind somit ein zentraler Bau-
stein für den notwendigen Paradigmenwechsel. 

Konkret heißt das: Der Ausbau des bestehen-
den Pfl egesystems oder aber ein schrittweiser 
Umbau in Richtung auf integrative Versorgungs-

3 Diese Beschäftigungsverhältnisse sind durch die EU-Binnenmarkteregelungen vordergründig legal. In der konkreten Praxis wird häufi g 
gegen Arbeitsrecht verstoßen, insbesondere in Bezug auf Regelungen zur Arbeitszeit. 

5.  Zusammenfassende Schlussfolgerung – Paradigmenwechsel einleiten 
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modelle und die stärkere Berücksichtigung haus-
halts- und personenbezogener Dienstleistungen 
im Sinne eines servicebasierten Pfl egesystems 
machen andere Steuerungen und Impulse sowie 
andere Finanzierungsmodelle notwendig. Für 
eine solche Reformperspektive lassen sich insbe-
sondere folgende Ansatzpunkte in der aktuellen 
deutschen Debatte identifi zieren:
– Grundlegend für die Förderung von Dienst-

leistungen in den Bereichen der Teilhabe, des 
Haushalts und der Grundpfl ege ist die Um-
setzung des neuen Pfl egebedürftigkeitsbegriffs. 
Der neue Pfl egebedürftigkeitsbegriff ist nicht 
auf körperlich bedingte Defi zite bei den Ver-
richtungen des täglichen Lebens begrenzt, 
sondern folgt der Logik integrierter Versor-
gung. Zudem wird bei der Bewertung des Un-
terstützungsbedarfs – und das ist zentral für 
die Finanzierung von Leistungen – die bisher 
zergliederte Erfassung der Versorgungsbedarfe 
verlassen und stattdessen der Grad der Selbst-
ständigkeit (beziehungsweise der Verlust von 
Selbstständigkeit) zugrunde gelegt. Ausgehend 
von dem individuellen Bedarf älterer Men-
schen für ein selbstbestimmtes Leben in der 
Häuslichkeit setzt dieser Begriff auf die Förde-
rung der Teilhabemöglichkeiten am gesell-
schaftlichen Leben.

– Viele Hilfe- und Unterstützungsbedarfe von 
 älteren Menschen liegen im Vorfeld der Pfl ege. 
Wird der Gedanke eines servicebasierten Pfl e-
gesystems weiterentwickelt, dann geht es zu-
nächst um die Verknüpfung der Nachfrage der 
Altershaushalte mit den Dienstleistungsan-
geboten der Anbieter. Allerdings zeigen die 
Schwierigkeiten in Altershaushalten, sich durch 
den „Dschungel“ möglicher Angebote zu be-
wegen, dass die Entwicklung integrierter 
Dienstleistungsangebote nicht ohne unter-
stützende Hilfen im Bereich der Beratung und 
Einzelfallsteuerung auskommen wird. Solche 
Steuerungsinstrumente stehen mit regionalen 
Pfl egestützpunkten und mit der Umsetzung 
von Case- und Care-Managementkonzepten 
zwar bereit, ihre bisherige Anbindung an un-
terschiedliche Träger mit jeweils eigenen In-
teressen begrenzt jedoch ihre Steuerungswir-

kung. Um substanziell eine Steuerungswirkung 
zu erreichen, könnten diese Ansätze gleich-
wohl in Richtung eines kommunalen Dienst-
leistungszentrums weiterentwickelt werden. 
Dieses hätte Aufgaben der Steuerung und der 
Qualitätssicherung auf einem regionalen „Pfl e-
gemarkt“ zu übernehmen (Stiegler: 2011).

Arbeitsverhältnisse in Altershaushalten 
ausweiten, „legalisieren“ und profi lieren

Anhand der Bedarfe haben wir gezeigt, dass pfl e-
gende Angehörige unerlässlich für das Pfl ege-
system und aufgrund gesellschaftlicher Verände-
rungen auf ergänzende personen- und haushalts-
bezogene Dienstleistungen angewiesen sind. Da-
bei muss der tägliche Hilfebedarf älterer Menschen 
im Bereich Teilhabe, Pfl ege und Haushalt nicht 
immer zwingend durch ausgebildetes Pfl ege-
personal unterstützt werden. Gefordert sind viel-
mehr komplementäre Dienstleistungen, um die 
hier aufscheinende Versorgungslücke zu schlie-
ßen. Während Angehörige zur Pfl ege immer 
 weniger im Stande sind, bleibt das Angebot an 
 ergänzenden, bezahlbaren personen- und haus-
haltsbezogenen Dienstleistungen knapp, denn 
aufseiten der ambulanten Pfl ege fehlen zuneh-
mend die entsprechenden Fachkräfte. Soll also 
der Grundsatz „ambulant vor stationär“ weiter-
hin seine Berechtigung haben, stehen Pfl ege- und 
Arbeitsmarktpolitik vor der Herausforderung, 
die Zahl der Beschäftigten auszuweiten und die  
Berufsbilder zu profi lieren. 

Mit einem Arbeitskräftepotenzial von circa 
115.000 Beschäftigten stellen Migrantinnen eine 
nennenswerte Beschäftigungsgruppe in Alters-
haushalten. Diese Beschäftigtengruppe komplet-
tiert im Moment die Versorgung durch Angehö-
rige. Ihre Arbeit ist in einem familienorientierten 
und im Leistungsangebot zergliedert angelegten 
Pfl egesystem bisher unsichtbar. Hier gilt es, eine 
Entwicklung der Beschäftigung in der ambulan-
ten Pfl ege in Gang zu setzen. Neben arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen der Fachkräftegewin-
nung kommen dafür gerade Maßnahmen in -
frage, die betrieblich ansetzen und auf die Profi -
lierung der Aufgaben der ambulanten Dienste, 
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die Arbeitsteilung zwischen diesen und anderen 
Dienstleistern sowie die Finanzierung dieser Ver-
sorgungsangebote abzielen. 

Dabei stehen ambulante Dienste vor der He-
rausforderung, ausreichend und qualifi ziertes 
Personal für die häusliche und ambulante Ver-
sorgung zu binden. Denn die Sicherung des Be-
standes an Fachkräften ist eine der entscheiden-
den Rahmenbedingungen für eine gute Pfl ege in 
der Häuslichkeit. Dies erfordert in den Bereichen 
Ausbildung sowie auf dem betrieblichen und re-
gionalen Arbeitsmarkt einen integrierten beschäf-
tigungspolitischen Ansatz. Hingewiesen wurde 
auf die nicht einheitlich geregelte Qualifi zierung 
und Ausbildung in der Altenpfl ege, die grund-
sätzlich eine Neujustierung der Ausbildung von 
Pfl egefachkräften und eine Integration der bisher 
getrennten Ausbildungen im Sinne des Berufsbil-
dungsgesetzes und unter jetzigen Bedingungen 
die Finanzierung der Ausbildung über die Länder 
sowie eine einheitliche Ausbildungsplatzabgabe 
verlangt. 

Als weiteres Problem konnte die desolate 
 Beschäftigungssituation in der stationären Ver-
sorgung benannt werden. Neben einer deutlichen 
Verbesserung der Einkommen sollte über die Leis-
tungs- und Mengengerüste in den Pfl egesatzver-
handlungen neu beraten werden. Auch durch 
Maßnahmen der Personal- und Organisations-
entwicklung, der Qualitätsentwicklung, Gesund-
heitsförderung und der Gestaltung altersgerech-
ter Tätigkeitsfelder könnten die Arbeitsbedingun-
gen in der Pfl ege verbessert werden. Als Leitlinien 
sind eine Vereinheitlichung der Arbeitsbedingun-
gen und bessere Entlohnung über tarifvertrag-
liche Gestaltung, die Weiterentwicklung des 
 Pfl egemindestlohns sowie gesetzliche Personal-
bemessungsstandards zu nennen.

Angesichts der absehbaren Konkurrenz um 
Arbeitskräfte auf einem enger werdenden Fach-
kräftemarkt könnten die Möglichkeiten, Fach-
kräfte zu gewinnen, mit Maßnahmen der (regio-
nalen) Arbeitsmarktpolitik erweitert werden. 
Dazu gehört beispielsweise die Umschulung, die 

ein zentrales Thema der Fachkräftesicherung ist. 
Anzuknüpfen ist in diesem Zusammenhang an 
die wieder aufgenommene Finanzierung der Um-
schulung für die Pfl ege über die Arbeitsförderung. 
Es bedarf einer effektiveren Finanzierung von 
Qualifi zierungs- und Integrationsmaßnahmen für 
Arbeitsuchende. Dabei ist die Dauer der Quali-
fi zierung auf die gesetzlichen Regelungen der 
Pfl egeausbildungen abzustimmen, damit das 
Ziel, die Vermittlungsfähigkeit zu verbessern oder 
den Einstieg in formelle Ausbildungsgänge zu er-
leichtern, erreicht werden kann. 

Unterstützende Infrastruktur – eine neue 
Rolle für die kommunale Selbstverwaltung

Neben den beschriebenen Reformansätzen im 
Pfl egesystem und der Beschäftigungspolitik ist 
eine unterstützende Infrastruktur der Informa-
tion, Beratung und qualitativen Steuerung not-
wendig. Diese Anforderung schließt sich an Dis-
kussionen an, die gerade Gebietskörperschaften 
und Kommunen eine neue Rolle in der Gestal-
tung einer zukünftigen Pfl ege- und Versorgungs-
landschaft zuweisen (KDA-FES 2013; Hoberg et 
al. 2013). 

Dabei geht es aus unserer Sicht um die Ent-
wicklung einer regionalen Beschäftigungspolitik 
im Bereich der haushalts- und personenbezoge-
nen Dienstleistungen. Im hier untersuchten Be-
reich der Versorgung in Altershaushalten sollte 
der steigende Bedarf an Dienstleistungen durch 
infrastrukturelle Angebote der Information, Be-
ratung und Steuerung professionell unterstützt 
und organisiert werden. Solche Beratungsange-
bote hätten sich sowohl an die Nachfrager, d. h. 
Altershaushalte, als auch an die Dienstleister, 
d. h. Anbieter von personen- und haushaltsbe zo ge-
nen Dienstleistungen, zu richten. Darüber  hinaus 
bedarf es einer steuernden Instanz, die in der Lage 
ist, Dienstleistungsbedarf und -angebot zusam-
menzufassen und zu koordinieren. Das sollte zu-
künftig zu einer Aufgabe der Kommunen, die für 
die Daseinsfürsorge zuständig sind, werden.
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